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bei denen für einen Teilnehmer der Kommunikation eine Beschränkung nach
§ 3 angeordnet ist, zur Erfüllung seiner Aufgaben auch weiterverarbeiten, um
1. Personen zu erkennen, die einen Deutschlandbezug aufweisen und über die

Informationen erlangt werden können, die für die Aufgabenerfüllung des
Bundesnachrichtendienstes relevant sind, oder

2. geeignete Übertragungswege im Sinne des § 10 Absatz 4 Satz 2 zu bestim-
men.

(2) 1 Spätestens drei Monate nach ihrer Erhebung sind die nach Absatz 1
gespeicherten Verkehrsdaten daraufhin zu prüfen, ob die weitere Speicherung
zur Erfüllung der Aufgaben des Bundesnachrichtendienstes erforderlich ist.
2 Spätestens sechs Monate nach ihrer Erhebung sind diese Daten zu löschen, es
sei denn, es wurde im Einzelfall festgestellt, dass eine weitere Speicherung für
die Zwecke des Absatzes 1 erforderlich ist. 3 Ist im Einzelfall festgestellt worden,
dass eine weitere Speicherung für die Zwecke nach Absatz 1 erforderlich ist,
prüft der Bundesnachrichtendienst sodann regelmäßig in Abständen von höchs-
tens sechs Monaten, ob die weitere Speicherung der Verkehrsdaten für diese
Zwecke erforderlich ist.

(3) 1Die Erfüllung der in den Absätzen 1 und 2 genannten Voraussetzungen
wird regelmäßig stichprobenartig durch eine hierzu beauftragte Bedienstete
oder einen hierzu beauftragten Bediensteten des Bundesnachrichtendienstes,
die oder der die Befähigung zum Richteramt hat, überprüft. 2 Soweit die Über-
prüfung eine unzulässige Verarbeitung ergibt, sind die Daten unverzüglich
unter Aufsicht einer Bediensteten oder eines Bediensteten des Bundesnach-
richtendienstes, die oder der die Befähigung zum Richteramt hat, zu löschen.
3 § 4 Absatz 1 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.

Abschnitt 3. Strategische Beschränkungen

§ 51) Voraussetzungen. (1) 1Auf Antrag des Bundesnachrichtendienstes dür-
fen Beschränkungen nach § 1 für internationale Telekommunikationsbeziehun-
gen, soweit eine gebündelte Übertragung erfolgt, angeordnet werden. 2Die
jeweiligen Telekommunikationsbeziehungen werden von dem nach § 10 Abs. 1
zuständigen Bundesministerium mit Zustimmung des Parlamentarischen Kon-
trollgremiums bestimmt. 3Beschränkungen nach Satz 1 sind nur zulässig zur
Sammlung von Informationen über Sachverhalte, deren Kenntnis notwendig
ist, um die Gefahr
1. eines bewaffneten Angriffs auf die Bundesrepublik Deutschland,
2. der Begehung internationaler terroristischer Anschläge mit unmittelbarem

Bezug zur Bundesrepublik Deutschland,
3. der internationalen Verbreitung von Kriegswaffen im Sinne des Gesetzes

über die Kontrolle von Kriegswaffen2) sowie des unerlaubten Außenwirt-
schaftsverkehrs mit Waren, Datenverarbeitungsprogrammen und Technolo-
gien in Fällen von erheblicher Bedeutung,

1) § 5 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 neu gef., Nr. 5 und 6 geänd., Nr. 7 angef., Abs. 2 Satz 2 neu gef. mWv
5.8.2009 durch G v. 31.7.2009 (BGBl. I S. 2499); Abs. 1 Satz 3 Nr. 6 und Nr. 7 Buchst. c geänd.,
Nr. 8 angef. mWv 21.11.2015 durch G v. 17.11.2015 (BGBl. I S. 1938).

2) Sartorius Nr. 823.

und Fernmeldegeheimnisses § 5 Artikel 10-G 7
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4. der unbefugten gewerbs- oder bandenmäßig organisierten Verbringung von
Betäubungsmitteln in das Gebiet der Europäischen Union in Fällen von
erheblicher Bedeutung mit Bezug zur Bundesrepublik Deutschland,

5. der Beeinträchtigung der Geldwertstabilität im Euro-Währungsraum durch
im Ausland begangene Geldfälschungen,

6. der international organisierten Geldwäsche in Fällen von erheblicher Bedeu-
tung,

7. des gewerbs- oder bandenmäßig organisierten Einschleusens von auslän-
dischen Personen in das Gebiet der Europäischen Union in Fällen von
erheblicher Bedeutung mit Bezug zur Bundesrepublik Deutschland
a) bei unmittelbarem Bezug zu den Gefahrenbereichen nach Nr. 1 bis 3 oder
b) in Fällen, in denen eine erhebliche Anzahl geschleuster Personen betroffen

ist, insbesondere wenn durch die Art der Schleusung von einer Gefahr für
ihr Leib oder Leben auszugehen ist, oder

c) in Fällen von unmittelbarer oder mittelbarer Unterstützung oder Duldung
durch ausländische öffentliche Stellen oder

8. des internationalen kriminellen, terroristischen oder staatlichen Angriffs mit-
tels Schadprogrammen oder vergleichbaren schädlich wirkenden informati-
onstechnischen Mitteln auf die Vertraulichkeit, Integrität oder Verfügbarkeit
von IT-Systemen in Fällen von erheblicher Bedeutung mit Bezug zur Bun-
desrepublik Deutschland

rechtzeitig zu erkennen und einer solchen Gefahr zu begegnen. 4 In den Fällen
von Satz 3 Nr. 1 dürfen Beschränkungen auch für Postverkehrsbeziehungen
angeordnet werden; Satz 2 gilt entsprechend.

(2) 1Bei Beschränkungen von Telekommunikationsbeziehungen darf der
Bundesnachrichtendienst nur Suchbegriffe verwenden, die zur Aufklärung von
Sachverhalten über den in der Anordnung bezeichneten Gefahrenbereich be-
stimmt und geeignet sind. 2Es dürfen keine Suchbegriffe verwendet werden,
die
1. Identifizierungsmerkmale enthalten, die zu einer gezielten Erfassung be-

stimmter Telekommunikationsanschlüsse führen, oder
2. den Kernbereich der privaten Lebensgestaltung betreffen.
3Dies gilt nicht für Telekommunikationsanschlüsse im Ausland, sofern aus-
geschlossen werden kann, dass Anschlüsse, deren Inhaber oder regelmäßige
Nutzer deutsche Staatsangehörige sind, gezielt erfasst werden. 4Die Durch-
führung ist zu protokollieren. 5Die Protokolldaten dürfen ausschließlich zu
Zwecken der Datenschutzkontrolle verwendet werden. 6Sie sind am Ende des
Kalenderjahres, das dem Jahr der Protokollierung folgt, zu löschen.

§ 5a1) Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung. 1Durch Be-
schränkungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 dürfen keine Kommunikationsinhalte aus
dem Kernbereich privater Lebensgestaltung erfasst werden. 2Sind durch eine
Beschränkung nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 Kommunikationsinhalte aus dem Kern-
bereich privater Lebensgestaltung erfasst worden, dürfen diese nicht verwertet
werden. 3Sie sind unverzüglich unter Aufsicht eines Bediensteten, der die

1) § 5a eingef. mWv 5.8.2009 durch G v. 31.7.2009 (BGBl. I S. 2499); Satz 4 geänd., Satz 7 neu
gef. mWv 9.7.2021 durch G v. 5.7.2021 (BGBl. I S. 2274).

7 Artikel 10-G § 5a Beschränkung des Brief-, Post-
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Befähigung zum Richteramt hat, zu löschen. 4 § 3a Absatz 1 Satz 2 bis 7 und
Absatz 2 gilt entsprechend. 5Die Tatsache der Erfassung der Daten und ihrer
Löschung ist zu protokollieren. 6Die Protokolldaten dürfen ausschließlich zum
Zwecke der Durchführung der Datenschutzkontrolle verwendet werden. 7 Sie
sind sechs Monate nach der Mitteilung oder der Feststellung nach § 12 Absatz 2
zu löschen.

§ 5b1) Schutz zeugnisverweigerungsberechtigter Personen. Für den
Schutz zeugnisverweigerungsberechtigter Personen gilt § 3b entsprechend.

§ 62) Prüf-, Kennzeichnungs- und Löschungspflichten, Zweckbin-
dung. (1) 1Der Bundesnachrichtendienst prüft unverzüglich und sodann in
Abständen von höchstens sechs Monaten, ob die erhobenen personenbezoge-
nen Daten im Rahmen seiner Aufgaben allein oder zusammen mit bereits
vorliegenden Daten für die in § 5 Abs. 1 Satz 3 bestimmten Zwecke erforder-
lich sind. 2 Soweit die Daten für diese Zwecke nicht erforderlich sind und nicht
für eine Übermittlung an andere Stellen benötigt werden, sind sie unverzüglich
unter Aufsicht eines Bediensteten, der die Befähigung zum Richteramt hat, zu
löschen. 3Die Löschung ist zu protokollieren. 4Die Protokolldaten dürfen aus-
schließlich zur Durchführung von Kontrollen der Datenverarbeitung, ein-
schließlich der Datenschutzkontrolle, verwendet werden. 5Die Protokolldaten
sind am Ende des Kalenderjahres zu löschen, das dem Jahr der Protokollierung
folgt. 6Außer in den Fällen der erstmaligen Prüfung nach Satz 1 unterbleibt die
Löschung, soweit die Daten für eine Mitteilung nach § 12 Abs. 2 oder für eine
gerichtliche Nachprüfung der Rechtmäßigkeit der Beschränkungsmaßnahme
von Bedeutung sein können. 7 In diesem Fall ist die Verarbeitung der Daten
einzuschränken; sie dürfen nur zu diesen Zwecken verwendet werden.

(2) 1Die verbleibenden Daten sind zu kennzeichnen. 2Nach einer Übermitt-
lung ist die Kennzeichnung durch den Empfänger aufrechtzuerhalten. 3Die
Daten dürfen nur zu den in § 5 Abs. 1 Satz 3 genannten Zwecken und für
Übermittlungen nach § 7 Abs. 1 bis 4a und § 7a verwendet werden.

(3) 1Auf Antrag des Bundesnachrichtendienstes dürfen zur Prüfung der
Relevanz erfasster Telekommunikationsverkehre auf Anordnung des nach § 10
Abs. 1 zuständigen Bundesministeriums die erhobenen Daten in einem auto-
matisierten Verfahren mit bereits vorliegenden Rufnummern oder anderen
Kennungen bestimmter Telekommunikationsanschlüsse abgeglichen werden,
bei denen tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass sie in einem Zusam-
menhang mit dem Gefahrenbereich stehen, für den die Überwachungsmaß-
nahme angeordnet wurde. 2Zu diesem Abgleich darf der Bundesnachrichten-
dienst auch Rufnummern oder andere Kennungen bestimmter Telekommuni-
kationsanschlüsse im Inland verwenden. 3Die zu diesem Abgleich genutzten
Daten dürfen nicht als Suchbegriffe im Sinne des § 5 Abs. 2 Satz 1 verwendet
werden. 4Der Abgleich und die Gründe für die Verwendung der für den
Abgleich genutzten Daten sind zu protokollieren. 5Die Protokolldaten dürfen

1) § 5b eingef. mWv 1.1.2024 durch G v. 22.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 410).
2) § 6 Abs. 1 Sätze 4 und 5 eingef., bish. Sätze 4 und 5 werden Sätze 6 und 7, Abs. 2 Satz 3 geänd.,

Abs. 3 angef. mWv 5.8.2009 durch G v. 31.7.2009 (BGBl. I S. 2499); Abs. 2 Satz 3 geänd. mWv
21.11.2015 durch G v. 17.11.2015 (BGBl. I S. 1938); Abs. 1 Satz 7 neu gef. mWv 25.5.2018 durch G
v. 30.6.2017 (BGBl. I S. 2097); Abs. 1 Satz 4, Abs. 3 Satz 5 geänd., Abs. 4–6 angef. mWv 1.1.2022
durch G v. 19.4.2021 (BGBl. I S. 771).

und Fernmeldegeheimnisses §§ 5b, 6 Artikel 10-G 7
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ausschließlich zur Durchführung von Kontrollen der Datenverarbeitung, ein-
schließlich der Datenschutzkontrolle, verwendet werden. 6Sie sind am Ende
des Kalenderjahres, das dem Jahr der Protokollierung folgt, zu vernichten.

(4) 1Unabhängig von Absatz 1 Satz 1 und 2 darf der Bundesnachrichten-
dienst auf den nach § 5 Absatz 1 in Verbindung mit § 10 Absatz 4 Satz 2
angeordneten Übertragungswegen zur Erfüllung seiner Aufgaben Verkehrs-
daten erheben und unter den Voraussetzungen des Satzes 3 weiterverarbeiten,
sofern diejenigen Verkehrsdaten, die eine Identifizierung von deutschen Staats-
angehörigen, von inländischen juristischen Personen oder von sich im Bundes-
gebiet aufhaltenden Personen ermöglichen, im Falle ihrer Erhebung unverzüg-
lich automatisiert unkenntlich gemacht werden. 2Die automatisierte Unkennt-
lichmachung ist so durchzuführen, dass
1. die Eindeutigkeit der Daten erhalten bleibt und
2. eine rückwirkende Identifizierung der in Satz 1 genannten Personen unmög-

lich oder nur mit unvertretbar hohem Aufwand möglich ist.
3Der Bundesnachrichtendienst darf Verkehrsdaten, die nach den Sätzen 1 und 2
unkenntlich gemacht wurden, zur Erfüllung seiner Aufgaben weiterverarbeiten,
um
1. Personen außerhalb des in Satz 1 genannten Personenkreises zu erkennen,

die einen Deutschlandbezug aufweisen und über die Informationen erlangt
werden können, die für die Aufgabenerfüllung des Bundesnachrichtendiens-
tes relevant sind, sowie

2. geeignete Übertragungswege im Sinne des § 10 Absatz 4 Satz 2 zu bestim-
men.

4Die in Satz 1 genannten Verkehrsdaten sind spätestens sechs Monate nach ihrer
Erhebung zu löschen, es sei denn, es wurde im Einzelfall festgestellt, dass eine
weitere Speicherung für die Zwecke nach Satz 3 erforderlich ist. 5 Ist im Einzel-
fall festgestellt worden, dass eine weitere Speicherung für die Zwecke nach
Satz 3 erforderlich ist, prüft der Bundesnachrichtendienst bei der Einzelfall-
bearbeitung und nach festgesetzten Fristen, spätestens nach zehn Jahren, ob die
unkenntlich gemachten Verkehrsdaten weiterhin für diese Zwecke erforderlich
sind.

(5) 1Unabhängig von Absatz 1 Satz 1 und 2 darf der Bundesnachrichten-
dienst erhobene Verkehrsdaten, die auf der Grundlage eines Suchbegriffs nach
§ 5 Absatz 2 erfasst worden sind, zur Erfüllung seiner Aufgaben weiterver-
arbeiten, um
1. Personen zu erkennen, die einen Deutschlandbezug aufweisen und über die

Informationen erlangt werden können, die für die Aufgabenerfüllung des
Bundesnachrichtendienstes relevant sind, sowie

2. geeignete Übertragungswege im Sinne des § 10 Absatz 4 Satz 2 zu identifi-
zieren.

2Wird bei der Weiterverarbeitung nach Satz 1 erkannt, dass eine darüber
hinausgehende Weiterverarbeitung der Verkehrsdaten durch den Bundesnach-
richtendienst erforderlich ist, um Straftaten im Sinne des § 3 Absatz 1 oder
Gefahren im Sinne des § 5 Absatz 1 Satz 3 oder des § 8 Absatz 1 zu erkennen
und einer solchen Gefahr zu begegnen, darf der Bundesnachrichtendienst diese
Daten auch zu diesen Zwecken weiterverarbeiten. 3 Spätestens drei Monate

7 Artikel 10-G § 6 Beschränkung des Brief-, Post-
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nach ihrer Erhebung sind die in den Sätzen 1 und 2 genannten Verkehrsdaten
daraufhin zu prüfen, ob die weitere Speicherung zur Erfüllung der Aufgaben
des Bundesnachrichtendienstes erforderlich ist. 4 Spätestens sechs Monate nach
ihrer Erhebung sind die in den Sätzen 1 und 2 genannten Daten zu löschen, es
sei denn, es wurde im Einzelfall festgestellt, dass eine weitere Speicherung für
die Zwecke nach den Sätzen 1 und 2 erforderlich ist. 5 Ist im Einzelfall fest-
gestellt worden, dass eine weitere Speicherung für die Zwecke nach den
Sätzen 1 und 2 erforderlich ist, prüft der Bundesnachrichtendienst sodann
regelmäßig in Abständen von höchstens sechs Monaten, ob die weitere Spei-
cherung der Verkehrsdaten für diese Zwecke nach den Sätzen 1 und 2 erforder-
lich ist.

(6) 1Die Erfüllung der in Absatz 5 genannten Voraussetzungen wird regel-
mäßig stichprobenartig durch eine hierzu beauftragte Bedienstete oder einen
hierzu beauftragten Bediensteten des Bundesnachrichtendienstes, die oder der
die Befähigung zum Richteramt hat, überprüft. 2 Soweit die Überprüfung eine
unzulässige Verarbeitung ergibt, sind die Daten unverzüglich unter Aufsicht
einer Bediensteten oder eines Bediensteten des Bundesnachrichtendienstes, die
oder der die Befähigung zum Richteramt hat, zu löschen. 3Absatz 1 Satz 3 bis 5
gilt entsprechend.

§ 71) Übermittlungen durch den Bundesnachrichtendienst. (1) Durch
Beschränkungen nach § 5 erhobene personenbezogene Daten dürfen an die
Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder sowie an das Bundesamt
für den Militärischen Abschirmdienst unter den Voraussetzungen des § 11 des
BND-Gesetzes übermittelt werden.

(2) Durch Beschränkungen nach § 5 erhobene personenbezogene Daten
dürfen an inländische Strafverfolgungsbehörden unter den Voraussetzungen des
§ 11a des BND-Gesetzes übermittelt werden.

(3) Durch Beschränkungen nach § 5 erhobene personenbezogene Daten
dürfen an inländische öffentliche Stellen unter den Voraussetzungen des § 11b
des BND-Gesetzes übermittelt werden.

(4) (aufgehoben)
(5) 1Die Übermittlung ist nur zulässig, soweit sie zur Erfüllung der Aufgaben

des Empfängers erforderlich ist. 2 Sind mit personenbezogenen Daten, die über-
mittelt werden dürfen, weitere Daten des Betroffenen oder eines Dritten in
Akten so verbunden, dass eine Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem
Aufwand möglich ist, ist die Übermittlung auch dieser Daten zulässig; eine

1) § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 ber. BGBl. 2017 I S. 154; Abs. 2 Nr. 1 geänd. mWv 1.1.2002 durch G v.
9.1.2002 (BGBl. I S. 361); Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a neu gef. mWv 30.8.2002 durch G v. 22.8.
2002 (BGBl. I S. 3390); Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b neu gef. mWv 28.12.2003 durch G v. 22.12.
2003 (BGBl. I S. 2836); Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b geänd. mWv 19.2.2005 durch G v. 11.2.2005
(BGBl. I S. 239); Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a geänd. mWv 4.8.2009 durch G v. 30.7.2009 (BGBl. I
S. 2437); Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und b geänd., Buchst. c angef., Abs. 6 Satz 3 neu gef. mWv
5.8.2009 durch G v. 31.7.2009 (BGBl. I S. 2499); Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b geänd. mWv 1.9.2013
durch G v. 6.6.2013 (BGBl. I S. 1482); Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a geänd. mWv 20.6.2015 durch G
v. 12.6.2015 (BGBl. I S. 926); Abs. 2 Nr. 1 und 2 geänd., Nr. 3 angef., Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 neu gef.,
Abs. 4a eingef. mWv 21.11.2015 durch G v. 17.11.2015 (BGBl. I S. 1938); Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 geänd.
mWv 1.1.2017 durch G v. 22.12.2016 (BGBl. I S. 3150); Abs. 1 geänd. mWv 31.12.2016 durch G v.
23.12.2016 (BGBl. I S. 3346); Abs. 1 geänd. mWv 1.1.2022 durch G v. 19.4.2021 (BGBl. I S. 771);
Abs. 1–3 neu gef., Abs. 4 und 4a aufgeh. mWv 1.1.2024 durch G v. 22.12.2023 (BGBl. 2023 I
Nr. 410).

und Fernmeldegeheimnisses § 7 Artikel 10-G 7
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Verwendung dieser Daten ist unzulässig. 3Über die Übermittlung entscheidet
ein Bediensteter des Bundesnachrichtendienstes, der die Befähigung zum Rich-
teramt hat. 4Die Übermittlung ist zu protokollieren.

(6) 1Der Empfänger darf die Daten nur für die Zwecke verwenden, zu deren
Erfüllung sie ihm übermittelt worden sind. 2Er prüft unverzüglich und sodann
in Abständen von höchstens sechs Monaten, ob die übermittelten Daten für
diese Zwecke erforderlich sind. 3§ 4 Abs. 6 Satz 4 und § 6 Abs. 1 Satz 2 und 3
gelten entsprechend.

§ 7a1) Übermittlungen durch den Bundesnachrichtendienst an auslän-
dische öffentliche Stellen. (1) Der Bundesnachrichtendienst darf durch Be-
schränkungen nach § 5 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2, 3, 7 und 8 erhobene
personenbezogene Daten unter den Voraussetzungen des § 11e des BND-
Gesetzes an die mit nachrichtendienstlichen Aufgaben betrauten ausländischen
öffentlichen Stellen übermitteln.

(2) Die Übermittlung bedarf der Zustimmung des Bundeskanzleramtes.
(3) 1Über die Übermittlung entscheidet ein Bediensteter des Bundesnach-

richtendienstes, der die Befähigung zum Richteramt hat. 2Die Übermittlung
ist zu protokollieren. 3Der Bundesnachrichtendienst führt einen Nachweis über
den Zweck, die Veranlassung, die Aktenfundstelle und die Empfänger der
Übermittlungen nach Absatz 1 und 2. 4Die Nachweise sind gesondert auf-
zubewahren, gegen unberechtigten Zugriff zu sichern und am Ende des Kalen-
derjahres, das dem Jahr ihrer Erstellung folgt, zu vernichten.

(4) Der Empfänger ist zu verpflichten,
1. die übermittelten Daten nur zu dem Zweck zu verwenden, zu dem sie ihm

übermittelt wurden,
2. eine angebrachte Kennzeichnung beizubehalten und
3. dem Bundesnachrichtendienst auf Ersuchen Auskunft über die Verwendung

zu erteilen.

(5) Das Bundeskanzleramt unterrichtet monatlich die G10-Kommission
über Übermittlungen nach Absatz 1.

(6) Das Parlamentarische Kontrollgremium ist in Abständen von höchstens
sechs Monaten über die vorgenommenen Übermittlungen nach Absatz 1 und 2
zu unterrichten.

§ 82) Gefahr für Leib oder Leben einer Person im Ausland. (1) Auf
Antrag des Bundesnachrichtendienstes dürfen Beschränkungen nach § 1 für
internationale Telekommunikationsbeziehungen im Sinne des § 5 Abs. 1 Satz 1
angeordnet werden, wenn dies erforderlich ist, um eine im Einzelfall bestehen-
de Gefahr für Leib oder Leben einer Person im Ausland rechtzeitig zu erkennen

1) § 7a eingef. mWv 5.8.2009 durch G v. 31.7.2009 (BGBl. I S. 2499); Abs. 1 Satz 1 einl. Satzteil
und Abs. 2 geänd. mWv 21.11.2015 durch G v. 17.11.2015 (BGBl. I S. 1938); Abs. 1, 2 und 5 neu
gef. mWv 1.1.2024 durch G v. 22.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 410).

2) § 8 Abs. 1 Satz 2 aufgeh., Abs. 2 neu gef., Abs. 3 Satz 4 angef., Abs. 6 Satz 3 neu gef. mWv 5.8.
2009 durch G v. 31.7.2009 (BGBl. I S. 2499); Abs. 5 geänd. mWv 31.12.2016 durch G v. 23.12.2016
(BGBl. I S. 3346); Abs. 4 Satz 4 neu gef., Abs. 5 geänd. mWv 1.1.2022 durch G v. 19.4.2021 (BGBl. I
S. 771); Abs. 5 und 6 neu gef., Abs. 7 angef. mWv 1.1.2024 durch G v. 22.12.2023 (BGBl. 2023 I
Nr. 410).

7 Artikel 10-G §§ 7a, 8 Beschränkung des Brief-, Post-
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oder ihr zu begegnen und dadurch Belange der Bundesrepublik Deutschland
unmittelbar in besonderer Weise berührt sind.

(2) 1Die jeweiligen Telekommunikationsbeziehungen werden von dem nach
§ 10 Abs. 1 zuständigen Bundesministerium mit Zustimmung des Parlamenta-
rischen Kontrollgremiums bestimmt. 2Die Zustimmung bedarf der Mehrheit
von zwei Dritteln seiner Mitglieder. 3Die Bestimmung tritt spätestens nach
zwei Monaten außer Kraft. 4Eine erneute Bestimmung ist zulässig, soweit ihre
Voraussetzungen fortbestehen.

(3) 1Die Anordnung ist nur zulässig, wenn die Erforschung des Sachverhalts
auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre. 2Der Bundes-
nachrichtendienst darf nur Suchbegriffe verwenden, die zur Erlangung von
Informationen über die in der Anordnung bezeichnete Gefahr bestimmt und
geeignet sind. 3 § 5 Abs. 2 Satz 2 bis 6 gilt entsprechend. 4 Ist die Über-
wachungsmaßnahme erforderlich, um einer im Einzelfall bestehenden Gefahr
für Leib oder Leben einer Person zu begegnen, dürfen die Suchbegriffe auch
Identifizierungsmerkmale enthalten, die zu einer gezielten Erfassung der Ruf-
nummer oder einer anderen Kennung des Telekommunikationsanschlusses
dieser Person im Ausland führen.

(4) 1Der Bundesnachrichtendienst prüft unverzüglich und sodann in Abstän-
den von höchstens sechs Monaten, ob die erhobenen personenbezogenen
Daten im Rahmen seiner Aufgaben allein oder zusammen mit bereits vor-
liegenden Daten zu dem in Absatz 1 bestimmten Zweck erforderlich sind. 2 So-
weit die Daten für diesen Zweck nicht erforderlich sind, sind sie unverzüglich
unter Aufsicht eines Bediensteten, der die Befähigung zum Richteramt hat, zu
löschen. 3Die Löschung ist zu protokollieren. 4 § 6 Absatz 1 Satz 4 und 5,
Absatz 2 Satz 1 und 2 und Absatz 5 und 6 gilt entsprechend mit der Maßgabe,
dass die Weiterverarbeitung nach § 6 Absatz 5 Satz 2 nur zur Erkennung und
Begegnung von Gefahren im Sinne des § 8 Absatz 1 zulässig ist. 5Die Daten
dürfen nur zu den in den Absätzen 1, 5 und 6 genannten Zwecken verwendet
werden.

(5) Die erhobenen personenbezogenen Daten dürfen unter den Vorausset-
zungen der §§ 11 und 11b des BND-Gesetzes übermittelt werden, wenn
zudem tatsächliche Anhaltspunkte den Verdacht begründen, dass jemand eine
Straftat plant oder begeht, die geeignet ist, zu der Entstehung oder Aufrecht-
erhaltung der in Absatz 1 bezeichneten Gefahr beizutragen.

(6) Die erhobenen personenbezogenen Daten dürfen an Strafverfolgungs-
behörden unter den Voraussetzungen des § 11a des BND-Gesetzes übermittelt
werden, wenn zudem bestimmte Tatsachen den Verdacht begründen, dass
jemand eine in Absatz 5 bezeichnete Straftat begeht oder begangen hat.

(7) § 7 Absatz 5 und 6 sowie § 7a gelten entsprechend.

Abschnitt 4. Verfahren

§ 91) Antrag. (1) Beschränkungsmaßnahmen nach diesem Gesetz dürfen nur
auf Antrag angeordnet werden.

(2) Antragsberechtigt sind im Rahmen ihres Geschäftsbereichs

1) § 9 Abs. 2 Nr. 3 geänd. mWv 21.11.2015 durch G v. 17.11.2015 (BGBl. I S. 1938); Abs. 3 Satz 2
neu gef. mWv 9.7.2021 durch G v. 5.7.2021 (BGBl. I S. 2274).
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1. das Bundesamt für Verfassungsschutz,
2. die Verfassungsschutzbehörden der Länder,
3. der Militärische Abschirmdienst und
4. der Bundesnachrichtendienst
durch den Behördenleiter oder seinen Stellvertreter.

(3) 1Der Antrag ist schriftlich zu stellen und zu begründen. 2Er muss alle für
die Anordnung erforderlichen Angaben enthalten; im Falle der Durchführung
nach § 11 Absatz 1a auch eine möglichst genaue Bezeichnung des informati-
onstechnischen Systems, in das zur Datenerhebung eingegriffen werden soll.
3 In den Fällen der §§ 3 und 8 hat der Antragsteller darzulegen, dass die
Erforschung des Sachverhalts auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich
erschwert wäre.

§ 101) Anordnung. (1) Zuständig für die Anordnung von Beschränkungs-
maßnahmen ist bei Anträgen der Verfassungsschutzbehörden der Länder die
zuständige oberste Landesbehörde, im Übrigen das Bundesministerium des
Innern, für Bau und Heimat.

(2) 1Die Anordnung ergeht schriftlich. 2 In ihr sind der Grund der Anord-
nung und die zur Überwachung berechtigte Stelle anzugeben sowie Art, Um-
fang und Dauer der Beschränkungsmaßnahme zu bestimmen.

(3) 1 In den Fällen des § 3 muss die Anordnung denjenigen bezeichnen,
gegen den sich die Beschränkungsmaßnahme richtet. 2Bei einer Überwachung
der Telekommunikation ist auch die Rufnummer oder eine andere Kennung
des Telekommunikationsanschlusses oder die Kennung des Endgerätes, wenn
diese allein diesem Endgerät zuzuordnen ist, anzugeben.

(4) 1 In den Fällen der §§ 5 und 8 sind die Suchbegriffe in der Anordnung zu
benennen. 2Ferner sind das Gebiet, über das Informationen gesammelt werden
sollen, und die Übertragungswege, die der Beschränkung unterliegen, zu be-
zeichnen. 3Weiterhin ist festzulegen, welcher Anteil der auf diesen Übertra-
gungswegen zur Verfügung stehenden Übertragungskapazität überwacht wer-
den darf. 4 In den Fällen des § 5 darf dieser Anteil höchstens 20 vom Hundert
betragen.

(5) 1 In den Fällen der §§ 3 und 5 ist die Anordnung auf höchstens drei
Monate zu befristen. 2Verlängerungen um jeweils nicht mehr als drei weitere
Monate sind auf Antrag zulässig, soweit die Voraussetzungen der Anordnung
fortbestehen.

(6) 1Die Anordnung ist dem nach § 2 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 1a
Verpflichteten insoweit mitzuteilen, als dies erforderlich ist, um ihm die Erfül-
lung seiner Verpflichtungen zu ermöglichen. 2Die Mitteilung entfällt, wenn die
Anordnung ohne seine Mitwirkung ausgeführt werden kann.

(7) 1Das Bundesamt für Verfassungsschutz unterrichtet die jeweilige Landes-
behörde für Verfassungsschutz über die in deren Bereich getroffenen Beschrän-
kungsanordnungen. 2Die Landesbehörden für Verfassungsschutz teilen dem

1) § 10 Abs. 3 Satz 2 geänd. mWv 5.8.2009 durch G v. 31.7.2009 (BGBl. I S. 2499); Abs. 1 geänd.
mWv 10.1.2012 durch G v. 7.12.2011 (BGBl. I S. 2576); Abs. 1 geänd. mWv 27.6.2020 durch VO v.
19.6.2020 (BGBl. I S. 1328); Abs. 6 Satz 1 geänd. mWv 9.7.2021 durch G v. 5.7.2021 (BGBl. I
S. 2274).
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